
– 1 – 

 

Ihre Mandanteninformationen 
 

 

2. Quartal 2015 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

dieser Brief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderungen im Steuer- und 

Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch bestehende Sach-

verhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen:  
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1. Investitionsabzugsbetrag: Aufstockung ist möglich 
Ein Investitionsabzugsbetrag kann innerhalb des Inv estitionszeitraums aufgestockt 
werden. 

A ließ in 2010 eine Photovoltaik-Anlage errichten, aus der er Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
erzielt. Die verbindliche Bestellung tätigte er im Dezember 2008. Die Herstellungskosten be-
trugen rund 650.000 EUR. 

Für 2008 hatte er für die beabsichtigte Herstellung einen Investitionsabzugsbetrag von 
110.000 EUR beantragt, den das Finanzamt gewährte. Für das 2009 beantragte er eine Auf-
stockung des Betrags um 90.000 EUR. Dies lehnte das Finanzamt mit der Begründung ab, bei 
einer Aufstockung würden Überprüfung und Überwachung der Abzugsbeträge erschwert. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt. Systematik, Zweck und historische Entwicklung sprä-
chen für die Zulässigkeit einer späteren Aufstockung. 

Entscheidung  
Auch der Bundesfinanzhof lässt die Aufstockung eines bereits gebildeten Investitionsabzugs-
betrags zu. Die Aufstockung mindert daher die Einkünfte des A für 2009 um 90.000 EUR. 

Nach Ansicht der Finanzverwaltung kann der Investitionsabzugsbetrag bis zur absoluten 
Höchstgrenze von 200.000 EUR bzw. bis zur relativen Grenze von 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten je Betrieb in Anspruch genommen werden. Erhöhen 
sich die prognostizierten Kosten, können die zusätzlichen Aufwendungen den ursprünglichen 
Abzugsbetrag erhöhen, soweit dadurch der für das Abzugsjahr geltende Höchstbetrag nicht 
überschritten wird und die Steuerfestsetzung für das Abzugsjahr verfahrensrechtlich noch 
änderbar ist. Dagegen können Beträge, die wegen des Höchstbetrags im Abzugsjahr nicht 
abgezogen werden konnten, nicht in einem Folgejahr geltend gemacht werden. Dies gilt auch 
dann, wenn im Abzugsjahr nicht der höchstmögliche Abzugsbetrag in Anspruch genommen 
wurde. 

Dieser Auffassung steht der Bundesfinanzhof entgegen. Dem Gesetzeswortlaut lässt sich 
weder eine Aussage zur Zulässigkeit noch zum Ausschluss einer nachträglichen Aufstockung 
des Abzugsbetrags entnehmen. Für die Anerkennung spricht jedoch entscheidend die histori-
sche Entwicklung. Denn bereits nach der früheren Regelung zur Ansparabschreibung ent-
sprach es allgemeiner Auffassung, dass die Höhe der Rücklage in einem Folgejahr geändert 
werden konnte. Auch der Gesetzeszweck spricht dafür. Der Zweck der Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit wird durch die Zulässigkeit späterer Aufstockungen nicht unterlaufen, 
sondern im Gegenteil verwirklicht. 

 

2. Manipulierbare Kassensysteme: Hersteller haften für hinterzogene 
Steuern ihrer Kunden 
Der Geschäftsführer einer Firma, die Kassensysteme nebst Manipulationssoftware her-
stellt und vertreibt, haftet für die Steuern, die e in Kunde hinterzogen hat. 

Im November 2002 erwarb der Inhaber eines Eiscafés A ein Kassensystem, das neben diver-
ser Hardware auch eine Software zur Manipulation der im Kassensystem erfassten Daten 
umfasste. Bei einer Außen- und Steuerfahndungsprüfung bei A wurden Manipulationen an den 
im Kassensystem erfassten Daten seit mindestens Dezember 2003 festgestellt, die zu einer 
erheblichen Minderung der tatsächlich erzielten Umsätze führten. In dem Steuerstrafverfahren 
räumte A die Manipulationen in vollem Umfang ein. Er gab an, der Geschäftsführer der GmbH, 
die Kassensysteme herstellt und vertreibt, habe ihm nicht nur das Kassensystem verkauft, 
sondern ihn auch in die Benutzung der Manipulationssoftware eingewiesen. Dabei sei ihm 
versichert worden, die Software könne völlig risikolos eingesetzt werden. A wurde wegen 
Steuerhinterziehung zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren verurteilt. Das Urteil und die ent-
sprechend geänderten Steuerfestsetzungen gegen A wurden bestands- bzw. rechtskräftig. 
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 Anschließend wurde gegen den Geschäftsführer der GmbH ein Verfahren wegen Beihilfe zur 
Steuerhinterziehung eingeleitet. Darüber hinaus wurde er für die Steuerrückstände des A in 
Haftung genommen, weil A die hinterzogenen Beträge nicht entrichtet und Vollstreckungs-
maßnahmen gegen A bislang keinen nennenswerten Erfolg gehabt hatten. 

Gegen den entsprechenden Haftungsbescheid legte der Geschäftsführer der GmbH beim 
Finanzamt Einspruch ein. Er behauptete, das Manipulationsprogramm habe ein Mitarbeiter 
entwickelt, er selbst habe keine Kenntnis von der Manipulationssoftware gehabt. Sie sei so 
versteckt gewesen, dass selbst die Steuerfahnder sie bei der ersten Durchsuchung nicht ent-
deckt hätten. Er habe nur im Vertrieb ausgeholfen und habe A auch nicht in die Benutzung der 
Manipulationssoftware eingewiesen. 

In der Einspruchsentscheidung änderte das Finanzamt den angefochtenen Haftungsbescheid 
und minderte die Haftungssumme, da in der Zwischenzeit bei A Gelder eingetrieben werden 
konnten. 

Im Juli 2014 hat der Geschäftsführer der GmbH Klage erhoben und anschließend einen An-
trag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gestellt. Zur Begründung machte er geltend, 
der Haftungsbescheid sei rechtswidrig. 

Entscheidung  
Das Finanzgericht lehnte den Eilantrag ab. Begründung: Nach den dem Gericht vorliegenden 
Unterlagen sowie Beweismitteln bestünden an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Haf-
tungsbescheids keine ernstlichen Zweifel. Wer eine Steuerhinterziehung begehe oder an einer 
solchen Tat teilnehme, hafte für die verkürzten Steuern und könne in Anspruch genommen 
werden. Aufgrund des Geständnisses und der rechtskräftigen Verurteilung des A sei das Fi-
nanzamt zutreffend davon ausgegangen, dass A die streitbefangenen Steuern hinterzogen 
habe. Zu dieser Steuerhinterziehung des A habe der Antragsteller objektiv und subjektiv Bei-
hilfe geleistet und an dessen Tat teilgenommen. Er habe das mit der Manipulationssoftware 
verbundene Kassensystem als Geschäftsführer der GmbH an A verkauft. Dies belege die 
Rechnung der GmbH, die den Antragsteller als Bearbeiter ausweise. Es sei nicht entschei-
dend, wann genau und durch wen die Installation und Einweisung in das Programm erfolgt 
seien und ob der Antragsteller selbst oder ein Dritter die Manipulationssoftware entwickelt 
habe. Die Beihilfe zur Steuerhinterziehung bestehe im Streitfall vielmehr darin, dass der An-
tragsteller ein komplettes System an A verkauft habe, und zwar mit dem Wissen, welche Mög-
lichkeiten dieses System biete, und mit dem Ziel, A eine Steuerverkürzung zu ermöglichen. 
Der Antragsteller habe A das Kassensystem ausdrücklich als völlig risikoloses Instrument zur 
Verkürzung von Steuern angeboten und verkauft. 

 
3. 1 %-Regelung: Private Benzinkosten sind steuerlich abzugsfähig 

Versteuert ein Arbeitnehmer den geldwerten Vorteil für den Dienstwagen nach der 1 %-
Regelung, kann er die selbst getragenen Benzinkoste n als Werbungkosten geltend ma-
chen. Das gilt auch für die für Privatfahrten aufge wendeten Benzinkosten.  

Der Kläger, ein Außendienstmitarbeiter, erhielt von seinem Arbeitgeber einen Pkw auch zur 
privaten Nutzung. Der Arbeitgeber ermittelte den geldwerten Vorteil nach der sogenannten 1 
%-Regelung. Die Benzinkosten musste der Kläger selbst tragen. Diese machte er in seiner 
Einkommensteuererklärung als Werbungskosten geltend. Das beklagte Finanzamt lehnte den 
Abzug der Aufwendungen ab. 

Entscheidung  
Das Finanzgericht Düsseldorf hat der dagegen gerichteten Klage stattgegeben und die Ben-
zinkosten insgesamt zum Abzug zugelassen. Die auf die beruflichen Fahrten entfallenden 
Benzinkosten seien abziehbar, weil sie zur Erzielung des Barlohns aufgewendet worden seien. 
Aber auch die für Privatfahrten aufgewendeten Benzinkosten seien abziehbar, weil sie zum 
Erwerb von Sachlohn in Gestalt der privaten Pkw-Nutzung aufgewendet worden seien. 
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 Der Abzug dieser Werbungskosten sei nicht deshalb zu versagen, weil der Wert der Privatnut-
zung nach der 1 %-Regelung ermittelt worden sei. Durch den Abzug individueller Werbungs-
kosten – auch bei Anwendung der 1 %-Regelung – werde vielmehr die Ungleichbehandlung 
zwischen Arbeitnehmern abgemildert, deren Arbeitgeber alle Kosten tragen, und Arbeitneh-
mern, die die Pkw-Kosten teilweise selbst tragen müssen. 

 
4. Pensionär kann Arbeitszimmer voll absetzen 

Nur wenn das Arbeitszimmer der Mittelpunkt der betr ieblichen und beruflichen Tätigkeit 
ist, können die Kosten in voller Höhe ohne Begrenzu ng auf 1.250 EUR abgesetzt wer-
den. Einnahmen aus einer früheren Tätigkeit spielen  hierbei grundsätzlich keine Rolle. 

Der Ingenieur P wurde im März 2007 pensioniert und bezog ab April Versorgungsbezüge. 
Daneben erzielte er zusammen mit seiner Ehefrau geringfügige Einkünfte aus der Vermietung 
einer Wohnung sowie aus Kapitalvermögen. 

Im Juli nahm P eine selbstständige Tätigkeit als Gutachter auf. Dafür nutzte er ein Arbeits-
zimmer von 26,90 qm im Keller des privat genutzten Einfamilienhauses der Eheleute. Der mit 
Büromöbeln ausgestattete Raum war an die Heizung angeschlossen und mit für Wohnräume 
üblichen Boden- und Wandbelägen versehen. Das eingeschossige Gebäude war voll unterkel-
lert und hatte eine Gesamtwohnfläche von 135,97 qm. 

P machte bei seinen Einkünften aus selbstständiger Arbeit 3.372,51 EUR als auf das Arbeits-
zimmer entfallende Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt erkannte die Aufwendungen 
nur in Höhe von 1.250 EUR an. 

Das Finanzgericht war dagegen der Auffassung, das Arbeitszimmer stelle den Tätigkeitsmit-
telpunkt des P dar. 

Entscheidung  
Der Bundesfinanzhof schloss sich der Auffassung des Finanzgerichts an, dass das Arbeits-
zimmer des P den Mittelpunkt seiner gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit bildete. 
Für die Bestimmung des Tätigkeitsmittelpunkts sind zwar grundsätzlich nicht nur die Ein-
kunftsarten, für die eine Tätigkeit prägend ist, sondern auch Einkünfte, bei denen die “Nutzen-
ziehung” im Vordergrund steht, zu berücksichtigen. Auch insoweit liegt ein aktives Tätigwerden 
vor, z. B. bei Vermögensverwaltung oder Vermietertätigkeit. Dagegen sind Einkünfte aus 
früheren Dienstleistungen nicht einzubeziehen. Denn sie werden nicht durch eine im Veranla-
gungszeitraum ausgeübte Tätigkeit erzielt und sind auch nicht Nutzungen aus einer vermö-
gensverwaltenden Betätigung. 

Da sich der Mittelpunkt der Gesamttätigkeit nach dem Mittelpunkt der Haupttätigkeit richtet, lag 
der Tätigkeitsmittelpunkt des P in seinem Arbeitszimmer im Keller. Die Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung und Kapitalvermögen treten wegen Geringfügigkeit zurück. Die auf das 
Arbeitszimmer entfallenden Aufwendungen sind somit in voller Höhe abziehbar. Die Revision 
des Finanzamts, das den Abzug auf 1.250 EUR begrenzen wollte, wurde daher zurückgewie-
sen. 

 

5. Betriebsstätte im eigenen Wohnhaus: Wann liegt ein Arbeitsunfall vor? 
Die meisten Unfälle passieren in den eigenen 4 Wänd en. Das ist normalerweise Privat-
sache. Wer sich allerdings zu Hause eine Betriebsst ätte eingerichtet hat, könnte einen 
Arbeitsunfall geltend machen. Ob tatsächliche die g esetzliche Unfallversicherung zah-
len muss, hängt wie immer vom Einzelfall ab.  

Eine freiwillig gesetzlich versicherte, selbstständige Werbetexterin und Journalistin hielt sich in 
ihrem häuslichen Arbeitszimmer auf und war ihrer beruflichen Tätigkeit nachgegangen. Als der 
Postbote klingelte, begab sie sich vom ersten Stock ins Erdgeschoss. Auf der Treppe kam sie 
ins Straucheln und stürzte. Sie erlitt Prellungen von Handgelenk und Lendenwirbelsäule sowie 
einen Bruch eines Mittelfußknochens. Diese Verletzungen führten zu einer Arbeitsunfähigkeit 
von rund 6 Wochen. In dem Paket befand sich nicht das von der Klägerin erwartete Büromate-
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rial, sondern Kaffee-Kapseln für eine überwiegend privat genutzte Kaffeemaschine. 

Die gesetzliche Unfallversicherung weigerte sich, den Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen. 

Entscheidung  
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg sah in dem Sturz ebenfalls keinen Arbeitsunfall. 

Unstreitig ist zwar, dass, wenn sich die Wohnung des Versicherten und die Arbeitsstätte in 
einem Haus befinden, Unfälle auf Wegen in den zur Arbeitsstätte gehörenden Betriebsräumen 
grundsätzlich unter Versicherungsschutz stehen. Schwierig ist aber die Zuordnung einer Tä-
tigkeit zum privaten oder betrieblichen Bereich. Nach ständiger Rechtsprechung ist die Hand-
lungstendenz des Versicherten zum Zeitpunkt des Unfalls entscheidend. 

Zur Feststellung der objektiven Handlungstendenz kommt es gerade nicht auf die subjektive 
Vorstellung des Versicherten an, sondern auf die objektiven Umstände des Einzelfalls. 

Die Klägerin konnte nach Einschätzung des Gerichts nicht wissen, ob der Postdienst das be-
stellte Büromaterial, die Kaffeekapseln oder vielleicht auch nur ein für den Nachbarn bestimm-
tes Paket abgeben wollte. Der Weg zur Haustür ist deshalb von der Klägerin nicht mit wesent-
lich betrieblicher Handlungstendenz zurückgelegt worden. Vielmehr habe die private Hand-
lungstendenz klar überwogen. 

Dazu kommt, dass die Treppe nicht wesentlich den Zwecken des Unternehmens der Klägerin 
dient. Schließlich habe diese die Treppe mehrmals täglich benutzt, um im privat genutzten 
Bereich des Erdgeschosses privaten Dingen nachzugehen. 

Eine ständige, nicht nur gelegentliche betriebliche Nutzung der Treppe sah das Gericht des-
halb nicht. Deshalb handelt es sich bei dem Unfall auch nicht um einen Arbeitsunfall und die 
gesetzliche Unfallversicherung muss nicht zahlen. 

 

6. EU-rechtswidriges Urteil: Kein Billigkeitserlass 
Erstattet das Finanzamt eine Steuer, die auf einem zwar unionsrechtswidrigen, aber 
durch BFH-Urteil bestätigten Steuerbescheid beruht,  nicht, ist dies weder ermessens-
fehlerhaft noch verstößt es gegen Unionsrecht.  

Hintergrund 
Der Sohn besuchte im Jahr 1992 eine Privatschule in Großbritannien. Die Eltern E machten 
die Schulgeldzahlungen als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt ließ die Aufwendungen 
nicht zum Abzug zu. Das Finanzgericht wies die Klage der E mit der Begründung ab, Schul-
geldzahlungen an Schulen im Ausland seien nicht abziehbar. Der Bundesfinanzhof sah die 
gegen das finanzgerichtliche Urteil eingelegte Revision als unbegründet an, ohne die Streitsa-
che dem EuGH vorzulegen. 

Im Jahr 2007 entschied der Europäische Gerichtshof, die nach europäischem Recht garantier-
te Dienstleistungsfreiheit werde verletzt, wenn der Sonderausgabenabzug lediglich für Schul-
geldzahlungen an inländische Privatschulen gewährt wird. Den daraufhin von E gestellten 
Antrag auf Änderung des Einkommensteuerbescheids 1992 lehnte das Finanzamt ab. Ein-
spruch, Klage und Nichtzulassungsbeschwerde vor dem Bundesfinanzhof blieben ohne Erfolg. 

Die E beantragten daraufhin den Erlass der Einkommensteuerbeträge, soweit diese wegen 
Nichtanerkennung der Schulgeldzahlungen als Sonderausgaben festgesetzt worden waren. 
Das Finanzamt lehnte auch diesen Antrag ab. Einspruch und Klage blieben ebenfalls erfolglos. 

Entscheidung  
Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht und entschied, dass dieses den Erlassantrag 
der Eheleute E ermessensfehlerfrei abgelehnt habe. 

Bei der Prüfung der sachlichen Unbilligkeit im Rahmen eines Erlassverfahrens muss nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs berücksichtigt werden, welch hohen Stellenwert der Ge-
setzgeber der Rechtskraft eines Urteils beimisst. Eine Billigkeitsmaßnahme kann daher bei 
Vorliegen eines rechtskräftigen Urteils allenfalls dann in Betracht kommen, wenn das Urteil so 
offenbar unrichtig war, dass dessen Fehlerhaftigkeit ohne Weiteres erkannt werden musste. 
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 Das war hier nicht der Fall. Denn bis zur Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens durch 
die Europäische Union haben mehrere deutsche Finanzgerichte die Begrenzung der Abzieh-
barkeit von Schulgeldzahlungen auf inländische Privatschulen im Gesetz als mit dem Unions-
recht vereinbar angesehen. 

Auch nach der Auffassung des Europäischen Gerichtshofs sind die Mitgliedstaaten grundsätz-
lich nicht verpflichtet, eine unionsrechtswidrige, aber rechtskräftige Entscheidung eines natio-
nalen Gerichts aufzuheben. Das gilt selbst dann, wenn die Vorlagepflicht verletzt worden ist. 
Die Mitgliedstaaten müssen allerdings das Äquivalenzprinzip sowie den Effektivitätsgrundsatz 
beachten. Das bedeutet, dass sie bei Verletzungen des Unionsrechts haften und solche Ver-
letzungen wie Verstöße gegen nationales Recht behandeln müssen. Bei unionsrechtswidrigen 
Urteilen kommt eine Haftung jedoch nur bei einer offenkundigen Verletzung des Unionsrechts 
in Betracht. An einer solchen offenkundigen Verletzung fehlt es aber, wenn – wie hier – die 
sachliche Rechtslage nicht eindeutig war. 

 
7. Elektronisches Fahrtenbuch: Nachträgliche Änderungen müssen ausge-

schlossen sein 
Ein mittels Computerprogramm erstelltes Fahrtenbuch  wird steuerlich nicht anerkannt, 
wenn die Daten nachträglich ohne Dokumentation verä ndert werden können und zudem 
der Zeitpunkt der Fahrtenbucheinträge nicht erkennb ar ist.  

Hintergrund 
Ein selbstständiger Apotheker ermittelte den privaten Nutzungsanteil seines betrieblichen Pkw 
in den Jahren 2006 bis 2008 durch ein elektronisches Fahrtenbuch. Das Finanzamt erkannte 
das Fahrtenbuch aber steuerlich nicht an und ermittelte den privaten Nutzungswert des Fahr-
zeugs nach der teureren 1-%-Regelung. Denn bei einer Außenprüfung hatte sich gezeigt, dass 
die genutzte Fahrtenbuchsoftware es ermöglichte, die Daten im Nachhinein zu bearbeiten, 
ohne dass die Änderungen später nachvollzogen werden konnten. 

Entscheidung  
Zu klären war die Frage, ob die genutzte Fahrtenbuchsoftware nachträgliche Änderungen an 
den eingegebenen Daten ausschloss oder aber zumindest hinreichend dokumentierte, wie es 
die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch verlangen. Der vom Finanzgericht 
beauftragte Sachverständige kam zu dem Ergebnis, dass in der geprüften Version durch einen 
Datenbank-Direktzugriff mit einem geeigneten Programm durchaus nicht dokumentierte Mani-
pulationen möglich sind. Des Weiteren demonstrierte der Betriebsprüfer dem Gericht in der 
mündlichen Verhandlung, wie Manipulationen in der älteren Programmversion auch ohne Da-
tenbankdirektzugriff möglich waren. Der Prüfer führte insbesondere vor, dass das Programm 
selbst im "finanzamtssicheren" Modus diverse Änderungen über einen Datenexport nach MS 
Excel und einen Rückimport ermöglichte. 

Das Finanzgericht entschied deshalb, dass das Finanzamt das elektronische Fahrtenbuch zu 
Recht nicht anerkannt hatte. Aufgrund der Demonstration der Software durch den Prüfer und 
den ergänzenden Angaben des Sachverständigen stand zur Überzeugung des Gerichts fest, 
dass die vom Apotheker verwendete Programmversion auch ohne Datenbankdirektzugriff 
undokumentierte Änderungen zuließ und zudem den Zeitpunkt der Fahrtenbucheinträge nicht 
wiedergab, sodass die Software nicht den Anforderungen des Bundesfinanzhofs an ein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch entsprach. 

 

8. Ehegatten-Darlehen: Vorsicht bei finanzieller Abhängigkeit 
Bei Darlehen unter Ehegatten kann die Anwendung des  Abgeltungsteuersatzes ausge-
schlossen sein. Das gilt z. B. dann, wenn der Darle hensgeber auf seinen von ihm finan-
ziell abhängigen Ehegatten einen beherrschenden Ein fluss ausüben kann.  

Hintergrund 
Der Ehemann M gewährte seiner Ehefrau F für die Anschaffung und Renovierung eines 
Mietshauses teilweise besicherte Darlehen. F war mangels eigener Mittel und Kreditwürdigkeit 
auf die Darlehensgewährung durch M anwiesen. Der Zinssatz betrug 4 % bis 5,35 %. Die in 
den Jahren 2007 und 2008 fälligen Zinsen waren bis 2009 gestundet und wurden von F in 
2009 an M gezahlt. 
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 Für 2009 erklärte M Zinserträge von rund 27.000 EUR, für die er die Anwendung des Abgel-
tungsteuersatzes beantragte. F machte einen entsprechenden Werbungskostenüberschuss 
bei ihren Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend. 

Das Finanzamt unterwarf die Zinserträge jedoch der tariflichen Steuer. Die Begründung: Nach 
der gesetzlichen Regelung ist der Abgeltungsteuersatz ausgeschlossen, wenn Gläubiger und 
Schuldner einander nahestehende Personen sind. Ebenso entschied das Finanzgericht. 

Entscheidung  
Der Bundesfinanzhof schloss sich der Meinung von Finanzamt und Finanzgericht an und wies 
die Revision der Eheleute zurück. Eheleute fallen zwar unter den Begriff der "nahestehenden 
Person". Denn das sind alle natürlichen Personen, die zueinander in enger Beziehung stehen. 
Ein allein aus der Eheschließung abgeleitetes persönliches Interesse reicht jedoch nicht aus, 
um ein Näheverhältnis zu begründen. Ein solches Näheverhältnis liegt vielmehr nur dann vor, 
wenn der Darlehensgeber auf den Darlehensnehmer einen beherrschenden Einfluss ausüben 
kann. Das ist im Streitfall zu bejahen. Denn F verblieb hinsichtlich der Finanzierung kein Ent-
scheidungsspielraum, da ein fremder Dritter das Objekt nicht zu 100 % finanziert hätte. F war 
bei der Darlehensaufnahme von M als Darlehensgeber absolut finanziell abhängig. 

In dieser Auslegung ist die Versagung des Abgeltungsteuersatzes nicht verfassungswidrig. 
Das Grundgesetz verbietet es, Ehegatten im Vergleich zu Ledigen allein deshalb steuerlich 
schlechter zu stellen, weil sie verheiratet sind. Liegen jedoch Beweisanzeichen für die Annah-
me gleichgerichteter Interessen vor, ist der Einwand, Verheiratete seien schlechter gestellt, 
unbegründet. Denn die Benachteiligung der Verheirateten ergibt sich dann aus konkreten An-
haltspunkten, die für eine enge Wirtschaftsgemeinschaft der Ehegatten im Einzelfall sprechen. 
Der Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes beruht im Streitfall somit nicht auf dem aufgrund 
der Eheschließung vermuteten persönlichen Näheverhältnis der Eheleute, sondern auf dem 
wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis der F von M, da kein fremder Dritter die Gesamtfinan-
zierung des Objekts übernommen hätte. 

 
9. GmbH-Geschäftsführer: Wann haftet er? 

Bei unternehmerischen Entscheidungen steht GmbH-Ges chäftsführern ein haftungs-
freier Ermessensspielraum zu. Auch bei unvertretbar en Geschäften haftet ein Gesell-
schafter-Geschäftsführer nur, wenn dies eine Liquid itäts- oder Existenzgefährdung der 
Gesellschaft auslöst oder der Gesellschaft Stammkap ital entzogen wird.  

Hintergrund   
Die alleinigen Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH hatten veranlasst, dass die Insol-
venzschuldnerin eine Geschäftsbeziehung mit einer anderen Gesellschaft, der I-GmbH, unter-
hielt. Die I-GmbH bot den Geschäftsführern die Lieferung von Fahrzeugen mit einem Preis-
nachlass von 30 % auf den Bruttolistenpreis an, wobei jedoch bereits bei jedem Vertrags-
schluss eine Anzahlung von 30 bis 50 % des Brutto-Listenpreises geleistet werden musste. 
Die Lieferung der Fahrzeuge sollte erst später erfolgen. Sicherheiten für die Anzahlungen be-
standen nicht und wurden von den Geschäftsführern auch nicht verlangt. Innerhalb eines Zeit-
raumes von ca. 2 Monaten wurden auf diesem Weg Anzahlungen in Höhe von rund 160.000 
EUR an die I-GmbH geleistet. 

Infolge der Insolvenzeröffnung über das Vermögen der I-GmbH verlor die GmbH sämtliche 
Anzahlungen und auch die Fahrzeuge wurde nicht mehr geliefert. Diesen Schaden machte der 
Insolvenzverwalter geltend, nachdem die GmbH selbst in die Insolvenz gefallen war. 

Entscheidung    
Das Oberlandesgericht Koblenz hat jedoch eine Haftung der Geschäftsführer verneint. Bei 
unternehmerischen Entscheidungen steht den Geschäftsführern im Rahmen des Unterneh-
mensgegenstands grundsätzlich ein haftungsfreier Handlungsspielraum zu. Soweit die Ge-
schäftsführer ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt haben, ist eine Haftung ausgeschlossen, auch 
wenn ein Geschäft fehlschlägt und die Gesellschaft hierdurch geschädigt wird. 

Ob das Ermessen fehlerfrei ausgeübt wurde, ist aus damaliger Sicht zu bestimmen. Bei den 
Geschäften mit der I-GmbH handelte es sich nach Ansicht der Koblenzer Richter um ein Risi-
kogeschäft, das selbst aus damaliger Sicht mit den erlaubten Risiken eines ordentlichen 
Kaufmanns nicht zu vereinbaren gewesen ist. Trotz dieser Pflichtverletzung haften die Gesell-
schafter-Geschäftsführer vorliegend aber nicht, weil sie der GmbH kein Vermögen entzogen 
hatten, das zur Deckung des Stammkapitals benötigt wurde. Erst das Stammkapital beein-
trächtigende existenzvernichtende Eingriffe könnten eine Haftung der Gesellschafter-
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Geschäftsführer begründen. Reine Managementfehler genügen jedoch nicht, da die Gesell-
schafter-Geschäftsführer insoweit sich nur selbst schädigen. 

 

10. Schönheitsreparaturen: Der Bundesgerichtshof ändert die Spielregeln 
Schönheitsreparaturen können nicht mehr formularmäß ig auf den Mieter übertragen 
werden, wenn die Wohnung unrenoviert übergeben wurd e. Auch Quotenabgeltungs-
klauseln sind jetzt unwirksam. Insoweit rückt der B undesgerichtshof von seiner bishe-
rigen Rechtsprechung ab.  

Übernimmt der Mieter eine Wohnung unrenoviert, darf er nicht durch eine Formularklausel zu 
Schönheitsreparaturen ohne angemessenen Ausgleich verpflichtet werden. Denn eine solche 
Klausel verpflichtet den Mieter dazu, sämtliche Gebrauchsspuren des Vormieters zu beseiti-
gen. Dies führt dazu, dass der Mieter die Wohnung vorzeitig renovieren oder gegebenenfalls 
in einem besseren Zustand zurückgeben müsste, als er sie selbst vom Vermieter erhalten hat. 

Der Bundesgerichtshof hat damit seine frühere Rechtsprechung aufgegeben, dass die Schön-
heitsreparaturen auch bei einer zu Mietbeginn dem Mieter unrenoviert überlassenen Wohnung 
durch Allgemeine Geschäftsbedingungen auf den Mieter übertragen werden können. 

Für die Abgrenzung, ob eine Wohnung bei der Überlassung an den Mieter renoviert oder un-
renoviert ist, kommt es darauf an, ob etwa vorhandene Gebrauchsspuren so unerheblich sind, 
dass die Mieträume im Zeitpunkt der Überlassung den Gesamteindruck einer renovierten 
Wohnung vermitteln. Dies ist jeweils im Einzelfall zu beurteilen. 

Auch an seiner früheren Rechtsprechung zur Wirksamkeit formularmäßiger Quotenabgel-
tungsklauseln hält der Bundesgerichtshof nicht mehr fest. Bisher war es grundsätzlich zuläs-
sig, dem Mieter anteilig Kosten für Schönheitsreparaturen für den Fall, dass die Schönheitsre-
paraturen bei Auszug des Mieters nach dem im Mietvertrag festgelegten Fristenplan noch 
nicht fällig sind, aufzuerlegen. 

Darin liegt allerdings nach neuester Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs eine unange-
messene Benachteiligung des Mieters, da der auf ihn entfallende Kostenanteil nicht verlässlich 
ermittelt werden kann und für ihn bei Abschluss des Mietvertrags nicht klar und verständlich 
ist, welche Belastung gegebenenfalls auf ihn zukommt. Dies gilt unabhängig davon, ob die 
Wohnung dem Mieter zu Beginn des Mietverhältnisses renoviert oder unrenoviert überlassen 
wurde. Abgeltungsklauseln sind daher unwirksam. 

 

11. Rechnungskorrektur: Wann der Vorsteuerabzug erhalten bleibt 
Wird eine Rechnung korrigiert, weil sie eine unzutr effender Steuernummer enthält, soll 
diese Korrektur keine Rückwirkung entfalten. Und wa s passiert mit dem Vorsteuerab-
zug?  

Anlässlich einer Außenprüfung wurde der Klägerin die Vorsteuer aus 4 Eingangsrechnungen 
versagt, da die Rechnungen eine unzutreffende Steuernummer des Rechnungsausstellers 
enthielten. Anstelle der Steuernummer war lediglich die Angabe der Zahl "500" vermerkt. Noch 
vor Erlass entsprechend geänderter Umsatzsteuerbescheide legte die Klägerin dem Finanz-
amt mit Schreiben vom 16.11.2010 korrigierte Rechnungen mit der zutreffenden Steuernum-
mer vor. Trotzdem wurde die Vorsteuer für die Streitjahre 2005 und 2006 nicht berücksichtigt. 

Entscheidung  
Die dagegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Der Vorsteuerabzug ist in den Streitjahren 
nicht zu gewähren, da die Rechnungskorrektur nach Ansicht des Finanzgerichts keine Rück-
wirkung entfaltet. 

Dass die ursprünglichen Rechnungen die Angabe der Steuernummer des Rechnungsausstel-
lers nicht enthielten, ist unstreitig. Die Überprüfung der Richtigkeit der Steuernummer oder der 
inländischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer und der Rechnungsnummer ist dem Rech-
nungsempfänger jedoch regelmäßig gar nicht möglich. Ist eine diese Angaben unrichtig und 
konnte der Unternehmer dies nicht erkennen, bleibt deshalb der Vorsteuerabzug erhalten, 
wenn im Übrigen die Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug gegeben sind. Vorliegend 
musste sich die Klägerin aber entgegenhalten lassen, dass sie die Fehlerhaftigkeit der Steuer-
nummer erkennen konnte, weil die bloße Zahl "500" vermutlich selbst von einem Laien nicht 
als eine in Deutschland gebräuchliche Steuernummer beurteilt werden kann. 
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12. Buchführung: Umfang der Aufzeichnungspflicht bei PC-Kassen 
Durch die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung si nd Einzelhändler verpflichtet, 
sämtliche Geschäftsvorfälle einzeln aufzuzeichnen –  soweit dies zumutbar ist. Verwen-
det der Einzelhändler eine sog. PC-Kasse, sind alle  damit bewirkten automatischen 
Einzelaufzeichnungen zumutbar.  

A erzielte gewerbliche Einkünfte aus dem Betrieb einer Apotheke. Sie war buchführungspflich-
tig und verwendete ein speziell für Apotheken entwickeltes PC-gestütztes Erlöserfassungs-
system mit integrierter Warenwirtschaftsverwaltung. Damit wurden die Tageseinnahmen über 
PC-Registrierkassen erfasst, dann durch Tagessummenbons ausgewertet und als Summe in 
ein manuell geführtes Kassenbuch eingetragen. A übersandte zur Vorbereitung auf eine Au-
ßenprüfung dem Finanzamt eine CD mit den Daten des Kassensystems. Die Datei mit der 
Einzeldokumentation der Verkäufe hatte sie allerdings zuvor entfernt. Daraufhin forderte der 
Prüfer die A auf, auch die Daten über die Warenverkäufe vorzulegen. 

Das Finanzgericht entschied, dass das Finanzamt nicht berechtigt gewesen sei, Einsicht in 
die angeforderte Verkaufsdatei zu nehmen, weil A nicht verpflichtet gewesen sei, die von ihr 
getätigten Verkäufe im Einzelnen manuell oder auf einem Datenträger aufzuzeichnen. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof sah das anders und gab dem Finanzamt Recht. Weil A zur Aufzeich-
nung der einzelnen Verkäufe sowie zur Aufbewahrung der Aufzeichnung verpflichtet gewesen 
sei, durfte das Finanzamt die A zur Überlassung der Kassendaten in elektronisch verwertba-
rer Form auffordern. 

Jeder Kaufmann ist verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine Handelsgeschäfte so-
wie die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung er-
sichtlich zu machen. Das bedeutet, dass grundsätzlich jedes einzelne Handelsgeschäft – 
einschließlich der sich darauf beziehenden Kassenvorgänge – einzeln aufgezeichnet werden 
muss. Für Einzelaufzeichnungen in Einzelhandelsgeschäften, in denen Waren von geringe-
rem Wert an eine unbestimmte Vielzahl nicht bekannter und auch nicht feststellbarer Perso-
nen verkauft werden, gilt die Aufzeichnungspflicht im Rahmen des Zumutbaren. Nutzt ein 
Einzelhandelsgeschäft allerdings ein elektronisches Kassensystem, das sämtliche Kassen-
vorgänge einzeln und detailliert aufzeichnet und speichert, kann sich der Einzelhändler später 
nicht darauf berufen, dass die Aufzeichnungsverpflichtung unzumutbar war. Er muss die vor-
handenen Aufzeichnungen aufbewahren und sie dem Finanzamt im Rahmen einer Außenprü-
fung zur Verfügung stellen. 

 

13. Steuernachzahlungen und Steuererstattungen: Zu welchem Zeitpunkt 
sind sie zu bilanzieren? 
Zu welchem Zeitpunkt müssen die Aktivierung von Ste uererstattungsansprüchen und 
die Passivierung von Steuernachzahlungen und die da mit zusammenhängenden Erstat-
tungs- und Nachzahlungszinsen in der Bilanz erfolge n? Das Bayerische Landesamt für 
Steuern hat Antworten.  
 

Erstattungsansprüche  
Ein Steuererstattungsanspruch bzw. ein Anspruch auf Erstattungszinsen ist in der Bilanz ge-
winnerhöhend zu aktivieren, wenn er nach den steuerrechtlichen Vorschriften entstanden und 
hinreichend sicher ist (sog. Realisationsprinzip). Das bedeutet: 

Für zunächst bestrittene Erstattungsansprüche muss eine Aktivierung in der Regel an dem 
Bilanzstichtag erfolgen, der der Bekanntgabe des begünstigenden Verwaltungsakts (Steuer-
bescheid, Einspruchsentscheidung) folgt. 

Die Aktivierung muss zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen, wenn der Realisierung des Steu-
ererstattungsanspruchs nichts mehr entgegensteht. Das ist der Fall, wenn eine Streitfrage 
höchstrichterlich zu Ihren Gunsten entschieden wurde, das Urteil im Bundessteuerblatt veröf-
fentlicht wurde und der bestrittene Steuerbescheid geändert werden kann. 

Steuernachzahlungen  
Für Steuernachzahlungen sind in der Bilanz des Jahres Rückstellungen zu bilden, in dem die 
Steuern entstanden sind. 
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14. Bolzplatz: Berechtigt Lärm zur Mietminderung? 
Lärm von spielenden Kindern berechtigt nicht zu ein er Mietminderung, sondern ist 
hinzunehmen. Auch Lärmbelästigungen durch einen neu  angelegten Bolzplatz begrün-
den normalerweise keinen Mangel der Mietsache.   
Das Mietverhältnis über eine Erdgeschosswohnung mit Terrasse besteht seit 1993. Auf dem 
Gelände der benachbarten Schule wurde 2010 ein Bolzplatz errichtet. Einem Schild zufolge 
soll dieser Kindern im Alter bis zu 12 Jahren montags bis freitags bis 18 Uhr zur Benutzung 
offenstehen. 

Seit Sommer 2010 mindern die Mieter die Miete um 20 %, da von dem Bolzplatz Lärmbelästi-
gungen durch Jugendliche ausgingen, die auch außerhalb der zulässigen Zeiten dort spielten. 

Die Vermieter verlangen Zahlung der einbehaltenen Miete sowie Feststellung, dass die Mieter 
nicht berechtigt sind, die Miete wegen des Lärms zu mindern. Amts- und Landgericht haben 
die Klage abgewiesen. 

Entscheidung   
Der Bundesgerichtshof hat ganz klar entschieden, dass Kinderlärm zu tolerieren ist. 

Grundsätzlich gilt aber auch: Treten im Lauf des Mietverhältnisses nachteilige Einwirkungen 
auf die Mietsache von außen ("Umweltmängel") auf, kann dies zu einem Mangel der Mietsa-
che führen. Man kann aber nicht ohne Weiteres davon ausgehen, dass der bei Vertrags-
schluss bestehende Zustand stillschweigend als der vertragsgemäße festgelegt wird, der sich 
bezüglich der Umwelteinflüsse während des Mietverhältnisses nicht nachteilig verändern darf 
und vom Vermieter garantiert werden muss. 

Fehlt eine derartige Vereinbarung im Mietvertrag, ist die Frage, ob und inwieweit der Mieter 
Geräuschimmissionen hinnehmen muss, per ergänzender Vertragsauslegung unter Rückgriff 
auf die Verkehrsauffassung zu beantworten. Diese ergibt, dass der Vermieter nicht dafür ein-
stehen muss, dass sich ein bei Vertragsschluss hingenommenes Maß an Geräuschen vom 
Nachbargrundstück nicht vergrößert, wenn er dies selbst gegenüber dem Nachbarn zu dulden 
hätte. Die Lärmbelästigungen stellen also dann keinen Mangel dar, wenn der Vermieter diese 
selbst als unwesentlich oder ortsüblich hinnehmen müsste. Das kann sich etwa aus dem hin-
sichtlich Kinderlärms bestehenden Toleranzgebot ergeben. 

 
 

 

Sie haben noch Fragen? Zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren, wir beraten Sie gerne. 

 

Mit freundlichen Grüßen 


